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Export ist keine Einbahnstraße

Seit mehr als zehn Jahren gefährden angeblich Steuererhöhungen, Lohnsteige­
rungen und andere Belastungen die W ettbewerbsfähigkeit der deutschen Indu­

strie auf dem W eltmarkt. Der deutsdie Anteil am W eltexport nimmt seit ebenso 
langer Zeit nicht ab, sondern zu; die deutsdie Zahlungsbilanz tendiert zu Über­
schüssen und nicht zu Defiziten. Da Exportmaximierung zudem nidit zu den allge­
mein anerkannten Zielsetzungen der Wirtschaftspolitik zählt, ist es bemerkens­
wert, daß die Sorge um die Entwidclung der internationalen W ettbewerbsposition 
der deutschen Industrie immer nodi zu den Evergreens der wirtschaftspolitischen 
Diskussion gehört.

Die höchste Lautstärke erreidien die diesbezüglichen Klagegesänge in der Regel 
dann, wenn sich die Zahlungsbilanzüberschüsse zu verringern drohen und wenn 
Maßnahmen zur Realisierung des außenwirtschaftlichen Gleidigewichts zur Dis­
kussion gestellt werden. Allzu nahe liegt der Verdadit, daß auch hier wieder 
einmal eine im einzelwirtschaftlichen Bereich eindeutig determinierte und sinn­
volle Kategorie unkritisch auf gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge übertragen 
wird. Steigende Exporte werden als Maßstab für wirtschaftlichen Erfolg angesehen. 
W adisende Gold- und Devisenreserven geben — ebenso wie hohe Kassenbestände 
im Unternehmen — das beruhigende Gefühl, nicht illequide zu sein.

übersehen wird bei diesem einzelwirtschaftlidien Denkansatz, daß nicht nur 
permanente Zahlungsbilanzdefizite und chronischer Mangel an internationaler 
Liquidität, sondern ebenfalls ständige Zahlungsbilanzübersdiüsse und eine fort­
gesetzte Erhöhung der Gold- und Devisenreserven die Verwirklichung der allge­
mein anerkannten wirtschaftspolitischen Zielsetzungen in Frage stellen. Für das 
außenwirtschaftliche Gleichgewicht gilt dies ex definitione. Bei Vollbesdiäftigung 
gefährden Zahlungsbilanzüberschüsse die Preisstabilität. Die Gold- und Devisen­
reserven der Notenbank stellen ferner nicht gerade eine besonders produktive 
Kapitalanlage dar, zumal dann nicht, wenn gleichzeitig Kapitalimport zu hohen 
Zinssätzen stattfindet.

Dennoch ist die Sorge um die Entwicklung der internationalen W ettbewerbsposi­
tion der deutschen Industrie angesichts der dauernden Zahlungsbilanzüberschüsse 
n idit in jedem Falle ein Argument skrupelloser Interessenpolitik nodi das Pro­
dukt wirtsdiaftspolitischer Ignoranz. Sowohl die hohe durchschnittliche Steige­
rungsrate des Exports als auch die Tatsache, daß er in allen zu beobachtenden 
Rezessionsphasen ausgesprochen stabilisierend gewirkt hat, läßt erkennen, daß 
der Export für das Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik eine hervor­
ragende Rolle spielt. Noch deutlicher wird die wachstumsstrategische Relevanz 
des Exports, wenn man sich gleichzeitig seine W irkungen auf die Erhöhung des 
volkswirtschaftlichen Produktionspotentials vergegenwärtigt.

Die überdurchschnittliche Steigerung der Ausfuhr hat zu einer Erhöhung des Anteils 
der Investitionsgüternachfrage an der effektiven monetären Gesamtnachfrage 
geführt. Damit dürfte der Export in hohem Maße Ursache für die positiven Pro­
duktivitätseffekte infolge des Wandels der Produktions- und Beschäftigtenstruktur 
in Westdeutschland sein. Außerdem handelt es sich bei den wichtigsten deutschen 
Exportindustrien, wie Masdiinenbau, Fahrzeugbau, chemische Industrie, elektro- 
tedinische Industrie sowie Eisen- und Stahlindustrie, überwiegend um Industrie­
zweige, bei denen der deutsche Inlandsmarkt allein die Produktion bei der heute 
optimalen Betriebsgröße kaum noch zuläßt. Dem Export muß daher ebenfalls ein 
Teil jener gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritte zugerechnet werden, 
die erst bei der Herstellung von Großserien zum Tragen kommen.

Da sich der Spielraum für ein extensives Wachstum der deutschen Wirtschaft auf 
der Basis einer Erhöhung des Arbeitskräftepotentials oder der Beschäftigung im
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Laufe der Jahre immer mehr verringert hat, wird es in Zukunft noch mehr als 
bisher darauf ankommen, das wirtschaftliche Wachstum außer durch vermehrte 
Anstrengungen zur Entwicklung fortschrittlicherer Produktionsverfahren durch 
weitere Veränderung der Produktions- und Beschäftigtenstruktur zu sichern. Da 
die besonders exportintensiven Investitionsgüterindustrien im Rahmen der deut­
schen Wirtschaft aller Wahrscheinlichkeit nach auch weiterhin eine überdurch­
schnittliche Produktivität aufweisen werden und gleichzeitig die hohe Einkom­
menselastizität der Investitionsgüternachfrage im Zuge des industriebestimmten 
weltwirtsdiaftlidien Wachstums ebenfalls auf längere Sicht kaum sinken dürfte, 
wird das künftige wirtschaftliche Wachstum in der Bundesrepublik in starkem 
Maße von einer weiteren Steigerung der deutschen Exporte und somit von der 
W ettbewerbsfähigkeit der deutsdien Industrie auf dem W eltmarkt bestimmt.

Nidit zu übersehen ist indessen, daß zwischen den Zielsetzungen W irtschafts­
wachstum und außenwirtsdiaftliches Gleichgewicht unter den gegebenen wäh­
rungspolitischen Bedingungen ein Konflikt besteht. Will man das System der 
fixierten Wechselkurse beibehalten und zugleich auf exportinduziertes Wachstum 
nicht verzichten, so läßt sich diese Antinomie nur dadurch lösen, daß durch erhöhte 
Importe und steigende Kapitalexporte zusätzliche Möglichkeiten für den Ausgleich 
der Zahlungsbilanz geschaffen werden. Allerdings haben gerade diese Aspekte 
anders als üblicherweise Steuererhöhungen und Lohnsteigerungen im Rahmen der 
Diskussion um die Entwicklung der internationalen W ettbewerbsposition der 
deutschen Industrie nidit die geringste Beachtung gefunden. Einmal mehr zeigt 
sich auch hieran, wie wenig die diesbezüglichen Erörterungen die notwendige 
gesamtwirtsdiaftliche Orientierung aufweisen, wie sehr statt dessen noch immer 
die einzelwirtschaftliche Analogie den Blidc für die entscheidenden wirtschafts­
politischen Perspektiven vernebelt.

W irtsdiaftspolitisdie Schlußfolgerungen sind jedoch widitiger, als nationalökono- 
misdien Bildungsnotstand zu beklagen. W orauf es künftig noch mehr als schon 
bisher ankommt, ist, wirtschaftliches Wachstum bei steigenden Exporten und 
außenwirtschaftliches Gleidigewicht zugleidi zu realisieren. Die Aufgabe einer 
umfassenden wirtsdiaftspolitischen W adistum sstrategie ist es, den Konflikt 
zwisdien diesen Zielsetzungen nicht nur kurzfristig, sondern vor allem auch lang­
fristig zu beseitigen.

Geht man davon aus, daß der Engpaß für das wirtsdiaftlidie W adistum  in der 
Bundesrepublik außer in der zahlungsbilanzpolitisch begrenzten Exportmöglidikeit 
auf lange Sidit insbesondere im Arbeitskräftepotential liegt, so muß es als zweck­
mäßig angesehen werden, in immer stärkerem Umfang all jene Produkte einzu­
führen, deren Herstellung in hohem Maße arbeitsintensiv und mit hohen Lohn­
kosten verbunden ist. Vorteilhaft ist hierbei, daß sich dieser Produktionsverzicht 
nicht selten mit dem zweiten Weg zum Ausgleich der Zahlungsbilanz, dem Kapital­
export, verbinden läßt — vor allem dann, wenn Unternehmer Produktionen in 
dafür geeigneten Ländern aufbauen und so dem wachsenden Lohndruck aus- 
weichen.

Die Forcierung der Auslandsinvestitionen kann unmittelbar zu einer Verbesse­
rung der deutschen W ettbewerbsposition auf dem W eltmarkt führen. Denn bei 
vielen Produkten hängt der Exporterfolg nicht nur von einer effizienten Vertriebs­
organisation im Importland, sondern zugleich von einem gut ausgebauten Service- 
Netz ab. Daß audi Montagebetriebe oder sogar Produktionsstätten im Ausland 
nidit, wie vielfach behauptet wird, das eigene Exportgesdiäft schmälern müßten, 
läßt sich anhand vielfältiger Beispiele belegen.

Audi bei fixierten Wechselkursen besteht zwisdien wirtsdiaftlidiem W adistum 
bei steigenden Exporten und Ausgleidi der Zahlungsbilanz nicht notwendig ein 
Konflikt. Unausweichlich ist er indessen, wenn erstens eine allzu konservierende 
Strukturpolitik betrieben wird, die nicht nur den gesamtwirtschaftlichen Produk­
tivitätsfortschritt, sondern ebenfalls das stärkere Ansteigen der Importe hemmt, 
und wenn zweitens deutsche Auslandsinvestitionen von seiten der politisdien 
Instanzen nur unzureichend gefördert und insbesondere im Hinblick auf die 
politischen Risiken nicht immer hinreidiend geschützt werden.

Wolfgang Midialski
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